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Formstrenge
Das Mietrecht ist mit Formvorschriften zuguns-
ten der Mietpartei gespickt, die zulasten der ver-
mietenden Partei gehen. Deshalb muss die Liegen-
schaftsverwaltung zwingend die dafür vorgesehenen 
amtlichen Formulare verwenden und korrekt hand-
haben. Beispielsweise muss man bei Kündigungen 
von Familienwohnungen immer beiden Mieter:in-
nen separat eine Kündigung zukommen lassen. Ist 
eine Mietpartei unbekannt, muss die zweite Kündi-
gung an den oder die Ehepartner:in oder eingetra-
gene Partner:in adressiert werden. Ausserdem reicht 
der Versand von Kündigungen, Kündigungsandro-
hungen, Mietzinserhöhungen und dergleichen mit 
A-Post Plus nicht aus. Solche Schreiben sollten per 
Einschreiben übermittelt und die Zustellung durch 
das Track-and-Trace der Post dokumentiert werden.

Umgang mit Mietparteien
Wie überall in der Gesellschaft gilt auch hier: 
Wie man in den Wald ruft, so tönt es zurück. Im 
Umgang mit Mieter:innen sollte man den Fokus 
darauf legen, dass diese grossmehrheitlich zufrie-
dene Kund:innen sind, die Ansprüche haben, dafür 

bezahlen und informiert werden wollen. In die-
sem Sinne fungiert die Liegenschaftsverwaltung 
als Key-Account-Manager der Mietparteien.

Schlichtungsverhandlungen
Wenn eine Mietpartei vor der Schlichtungsbehörde 
Ansprüche geltend macht, ist in der Regel anzura-
ten, ein angemessenes Vergleichsangebot zu unter-
breiten. Denn ein Abschluss vor einer Schlichtungs-
behörde ist meist lohnender als ein langwieriges 
Gerichtsverfahren, zumal Urteile durch Rechtsmit-
tel noch mehrfach weitergezogen werden können.

Nettorendite
Gemäss aktuellem Bundesgerichtsentscheid (Praxisän-
derung BGE 147 III 14) können bei der Berechnung 
der Nettorendite neu 100 Prozent der gesamten Anla-
gekosten der Teuerung angepasst werden, zuvor waren 
es lediglich 40 Prozent. Die Nettorendite darf nun 2 
Prozent – nicht mehr 0,5 Prozent – über dem Referenz-
zinssatz liegen, wenn letzterer 2 Prozent oder weniger 
beträgt. Im Vergleich zu den vorherigen 1,75 Prozent 
darf sich die Nettorendite auf nunmehr 3,25 Prozent 
belaufen. Dennoch ist Vorsicht geboten, da viele Net-
torenditen sogar deutlich über 3,25 Prozent liegen.

Orts- und Quartierüblichkeit
Das Bundesgericht fordert, dass mindestens fünf Ver-
gleichsobjekte zu bezeichnen sind, die betreffend 

Lage, Grösse, Ausstattung, Zustand und Baupe-
riode vergleichbar sind. Diese Anforderungen sind 
in der Praxis jedoch kaum zu erfüllen. Zudem muss 
eine Altbaute vorliegen. Die Erhöhung des Miet-
zinses aufgrund der Orts- und Quartierüblichkeit ist 
ein Papiertiger, den zu bemühen sich selten lohnt.

Anfechtung Anfangsmietzins bei Altbauten
Gemäss der Praxisänderung des Bundesgerichts 
vom 6. Mai 2021 (BGer 4A_183/2020) gilt die 
Vermutung des missbräuchlichen Anfangsmiet-
zinses bei einem Altbau erst bei einer massiven 
Erhöhung des Mietzinses um deutlich mehr als 
zehn Prozent im Vergleich zum Vormietzins. Ins-
besondere bei langen Vormietverhältnissen von 10 
bis 15 Jahren kann die vermietende Partei vor-
bringen, dass das Mietzinsniveau seitdem entspre-
chend der Orts- oder Quartierüblichkeit stieg.

Betreibungsregisterauszug
Die Fälle, bei denen potenzielle Mieter:innen den 
nötigen Betreibungsregisterauszug fälschen, häu-
fen sich. Die Einreichung eines selbst gebastelten 
«blanken» Auszuges ist als Urkundenfälschung zu 
werten. Hegt man den Verdacht, dass der Betriebs-
registerauszug gefälscht sein könnte, sollte man 
eigenhändig einen solchen bestellen. Bestätigt sich 
der Verdacht, ist der Vertrag als unverbindlich zu 
erklären. Strafrechtliche Schritte sind zu prüfen.

Mietzinsreduktion von Geschäfts- 
mieten wegen behördlicher 
Pandemiebeschränkungen
Die Rechtslage ist nach wie vor umstrit-
ten, da bis heute noch kein Bundesgerichtsent-
scheid erging. Wir empfehlen, mit der Mietpar-
tei eine Vereinbarung abzuschliessen. Darin sollte 
man festhalten, dass diese Übereinkunft unab-
hängig des letztendlichen Bundesgerichtsent-
scheids und eventueller anderslautender behördli-
cher Regeln, sofern diese nicht zwingend sind, gilt. 

Staffelmiete
Art. 19 Abs. 2 VMWG schreibt explizit vor, dass es 
für die Anzeige einer Staffelmieterhöhung ein amt-
liches Formular braucht. Gemäss Bundesgericht 
(BGer 4A_124/2019) ist diese Verordnungsbestim-
mung bundesrechtswidrig, da die Staffelung bereits 
bei Abschluss des Mietvertrages vereinbart wird und 
die Staffelung selbst nicht anfechtbar ist. Demnach 
ist weder ein amtliches Formular noch eine Anzeige 
der Erhöhung in irgendeiner Form vonnöten. 

Nebenkosten
Aufseiten der vermietenden Partei besteht keine gene-
relle Aufklärungspflicht über die tatsächliche oder 
abschätzbare Höhe der Nebenkosten. Die Akonto-
zahlungen dienen dazu, das Inkassorisiko der Ver-
waltung zu verringern. Die Mietparteien müssen also 
auch dann Nachzahlungen leisten, wenn die Heiz-
kosten massiv steigen, beispielsweise wie aktuell auf-
grund des Ukrainekrieges. Jedoch darf die Vermie-
tung keinen Gewinn mit den Nebenkosten erzielen. 
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Wer eine Liegenschaft verwaltet, braucht einiges an Fachwissen. Von Bau- und Immobilienrecht über Mietrecht  
bis Werkvertragsrecht befinden sich Immobilienverwaltungen in der Schnittmenge unterschiedlicher Rechtsgebiete.  

Daraus können sich komplexe Situationen ergeben, die allenfalls zu Problemen und Mehraufwand führen.  
Die Rechtsanwälte Markus Lüthi und Samuel Huwiler der advokatur56 klären die wichtigsten Punkte für ein verlässliches Fundament.
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Rechtsanwalt, Partner 

Im Umgang mit Mieter:innen sollte man den 
Fokus darauf legen, dass diese grossmehrheitlich 
zufriedene Kund:innen sind, die Ansprüche haben, 
dafür bezahlen und informiert werden wollen.

W erden kommunale Bau- und Zonenord-
nungen (BZO) oder sonstige Nutzungs-
pläne revidiert oder neu erlassen, sind die 

Planungsbehörden mit der Gefahr konfrontiert, dass 
während der oft jahrelangen Planungsphase Baupro-
jekte realisiert werden, die zwar der noch geltenden 
Nutzungsordnung entsprechen, aber den künftigen 
Planungsbestrebungen zuwiderlaufen. Aus Sicht der 
Planungsträger ist dies in mehrfacher Hinsicht proble-
matisch, nicht nur, weil sie durch derartige Bauprojekte 
vor vollendete Tatsachen gestellt und in ihrer Planungs- 
und Entscheidungsfreiheit eingeschränkt werden, son-
dern auch, weil ihre Planungsziele womöglich vorzeitig 
vereitelt werden und sich diese baulichen Fehlentwick-
lungen infolge der eintretenden Besitzstandsgarantie 
in der Regel nicht mehr rückgängig machen lassen. 

Plansicherungsmassnahme 
für Planungsbehörden
Um dem entgegenzuwirken, sieht das zürcherische 
Planungs- und Baugesetz (PBG) mit dem Institut 
der planungsrechtlichen Baureife nach §§ 234–235 
PBG eine wirksame Plansicherungsmassnahme vor: 
Bauprojekte, die eine noch fehlende oder in Revision 
befindliche Planung nachteilig beeinflussen, werden 
zum Schutz dieser noch ausstehenden Planung bis 
zu deren rechtskräftigen Festsetzung, längstens aber 
während drei Jahren, verweigert. Innert dieser Frist 
darf somit kein Bauprojekt bewilligt werden, das die 

künftige Planung beeinträchtigen könnte. Die noch 
nicht in Kraft stehende Planung entfaltet auf diese 
Weise eine negative Vorwirkung, und zwar nicht nur 
im Baubewilligungsverfahren, sondern grundsätz-
lich auch im kantonalen Rechtsmittelverfahren. 

Bausperre für bauwillige Grundeigentümer
Während diese Plansicherungsmassnahme die Tätigkeit 
der Planungsbehörden auf der einen Seite erheblich 
erleichtert, ist sie für die betroffenen Grundeigentü-
mer auf der anderen Seite mit beträchtlichen Härten 
verbunden. Für bauwillige Grundeigentümer bewirkt 
das Institut der planungsrechtlichen Baureife nämlich 
eine öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung in 
Form einer befristeten Bausperre. Während der Bau-
sperrenfrist dürfen sie ihr Bauprojekt nicht realisieren, 
auch wenn es sämtliche Vorschriften des geltenden 
Rechts einhält. Nebst der Bausperre ergeben sich für 
die Bauwilligen weitere unangenehme, vorab finanzielle 
Nebenwirkungen. Sie sind regelmässig mit Zinsverlus-
ten, Bauverteuerungen, Kapitalblockierungen, nutzlos 
gewordenen Projektierungskosten sowie unter Umstän-
den auch mit privatrechtlichen Forderungen konfron-
tiert. Einen Anspruch auf finanzielle Entschädigung 
gegenüber dem Staat besteht in aller Regel nicht.

Die Möglichkeiten der Betroffenen, denen die feh-
lende planungsrechtliche Baureife ihres Projekts ent-
gegengehalten wird, sind begrenzt. Entweder warten 
sie das Inkrafttreten der künftigen Planung ab und 
reichen ihr Bauprojekt anschliessend auf der Grund-
lage bzw. nach Massgabe des neuen Rechts nochmals 
ein, oder – sofern sie ohne erhebliche Verzögerungen 
bauen wollen – sie passen ihr Bauprojekt im Rahmen 
einer Projektänderung dergestalt an, dass es sowohl 
den geltenden wie auch den künftigen planungs-
rechtlichen Vorschriften entspricht. Eine Rückkehr 
zum ursprünglichen Bauprojekt kommt nur in Frage, 
wenn entweder die erwartete künftige Planung aus-
bleibt, oder wenn die künftige Planung dem Bau-
projekt wegen Ablaufs der dreijährigen Bausperren-
frist nicht mehr entgegengehalten werden kann.

Worauf müssen bauwillige 
Grundeigentümer achten
Angesichts der konstant hohen Bautätigkeit im Kan-
ton Zürich und der im Raumplanungs- und Baurecht 
wachsenden Kadenz an Gesetzes- und Planungsrevi-
sionen kommt dem Institut der planungsrechtlichen 
Baureife in der Praxis wichtige Bedeutung zu. Aktuell 
läuft beispielsweise allen Zürcher Gemeinden bis am 

28. Februar 2025 die Frist zur Anpassung ihrer BZO. 
Für bauwillige Grundeigentümer, die kurz- oder mit-
telfristig ein Bauprojekt planen, ist es unerlässlich, sich 
möglichst zeitnah damit auseinanderzusetzen, was die 
bereits hängige oder bevorstehende BZO-Revision für 
ihre Bauabsichten bedeutet und wie sich eine Bau-
verweigerung verhindern lässt. Im Hinblick darauf ist 
es ratsam, sich frühzeitig vor der Projektierung und 
Einreichung eines Baugesuchs durch einen Baurecht-
spezialisten beraten zu lassen, um die optimale Stra-
tegie festzulegen. Damit lassen sich unerfreuliche 
Überraschungen und unnötige Kosten vermeiden.

Hängige Planungsrevisionen können für bauwillige Grundeigentümer einschneidende Konsequenzen haben.  
Durch frühzeitige Abklärungen lassen sich unerfreuliche Überraschungen und unnötige Kosten vermeiden. 

Planungsrechtliche Baureife – Plansicherungsmassnahme  
oder Bauverweigerungsinstrument? 
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